
Buchbesprechungen

Gerhard Bosch, Hans Gabriel, Hartmut
Seifert, Johann Welsch: Beschäftigungs-
politik in der Region, WSI-Studie zur Wirt-
schafts- und Sozialordnung Nr. 61, Bund-
Verlag, Köln 1987, 28 DM.

Kommunal und regional initiierte Be-
schäftigungspolitik wurde für die Ge-
werkschaften in dem Maße aktuell, wie
sich die Bundesregierung ihrer beschäfti-
gungspolitischen Verantwortung entzo-
gen hat, Arbeitslosigkeit sich mehr und
mehr regional verfestigte, aber auch
Städte und Gemeinden aufgrund ihrer Fi-
nanznot eher einen restriktiven Politik-
kurs einschlugen. Trotz vielfachen ge-
werkschaftlichen Bemühens um eine akti-
vere kommunale beziehungsweise regio-
nale Beschäftigungspolitik hat dieses zu-
nehmend wichtiger werdende Politikfeld
immer noch „kein ,Zuhause5, kein Res-
sort, das verantwortlich zeichnet, mit
Kompetenzen ausgestattet ist und über ei-
gene Ressourcen verfügt oder diejenigen
anderer Ressorts zusammenführt" gefun-
den (S. 13).

Die neue WSI-Studie stellt einen ge-
lungenen Versuch dar, dem Interessier-
ten (Gewerkschafter wie Kommunalpoli-
tiker) dieses Handlungsfeld in überschau-
barer Weise zu erschließen. Die Studie
„versucht auszuloten, welche beschäfti-
gungspolitischen Handlungsmöglichkei-
ten vor Ort bestehen, wie man solche Ini-
tiativen in Gang bringt und organisiert
und wie man die insgesamt zu geringen
Mittel möglichst wirkungsvoll einsetzen
kann" (Vorwort). Dazu gibt diese Unter-
suchung aus der Analyse des Bisherigen
gute Hinweise und Anregungen. Denn für
viele Gewerkschaften ist trotz vermehrter
kommunaler Aktivität „unklar, welchen
praktischen Beitrag hier die örtlichen
Gliederungen der Gewerkschaften lei-
sten können" (S. 32).

Es werden Politikfelder behandelt, die
auf kommunaler/regionaler Ebene be-
schäftigungsrelevant sind: Regionale
Wirtschafts- und Strukturpolitik, kommu-

nale Wirtschaftspolitik (Wirtschaftsförde-
rung, Haushalts- und Finanzpolitik, kom-
munale Eigenbetriebe), Arbeitsmarktpo-
litik (AB- Maßnahmen, Fortbildung- und
Umschulung). Zur Begründung dieser
Auswahl geben die Autoren an, daß einer-
seits zwischen diesen Politikfeldern in-
haltliche Benihrungspunkte bestehen,
um sinnvolle Koordinationsvorschläge zu
entwickeln, aber andererseits die jeweili-
gen institutionellen Strukturen den Ge-
werkschaften unterschiedliche Mitbe-
stimmungs- und Mitwirkungschancen ein-
räumen (S. 33).

Koordinations- und Mitbestimmungs-
praxis und -möglichkeiten werden vorwie-
gend an zwei Kommunen - Kaiserslau-
tern und Duisburg - untersucht. Durch
die zusätzliche Einbeziehung beschäfti-
gungspolitisch relevanter Ergebnisse und
Erfahrungen anderer Städte wird ver-
sucht, die Schlußfolgerungen der Studie
so weit wie möglich zu verallgemeinern.
Auf diese Weise kann dieses Buch durch-
aus einen wichtigen Beitrag zur Bildung
einer geschlossenen kommunalpoliti-
schen Strategie der Gewerkschaften lie-
fern.

Als Ergebnis aus den einzelnen Politik-
feldern kann zusammenfassend festge-
stellt werden, daß es beispielsweise in der
kommunalen und regionalen Wirtschafts-
förderung durch die institutionelle Nicht-
berücksichtigung der Gewerkschaften
sehr schwierig ist, arbeitnehmerfreundli-
che Alternativen durchzusetzen (S. 133).
Demgegenüber stehen im Bereich der Ar-
beitsmarktpolitik durch die Selbstverwal-
tung den Gewerkschaften weitreichende
Partizipationsmöglichkeiten zur Verfü-
gung. Hier kommen die Autoren zu dem
Ergebnis, die gewerkschaftlichen Hand-
lungspielräume - besonders bei ABM -
seien noch nicht voll ausgeschöpft worden
(S. 294).

In ihrem zusammenfassenden Ab-
schlußkapitel „Regionale Beschäftigungs-
politik und gewerkschaftliche Interessen-
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Vertretung - Schlußfolgerung und Per-
spektiven" begründen die Autoren die
Notwendigkeit eines gewerkschaftlichen
Engagements auf der kommunalen und
regionalen Ebene. Gewerkschaften müs-
sen dafür sorgen, daß dieses Politikfeld
bei aller Beschränkung durch zentral-
staatliche Einflußnahme ihr „Zuhause"
bekommt. Vorallem muß es auch um die
politikfeldübergreifende Koordination
gehen (S. 359).

Eben weil die gewerkschaftlich orien-
tierte kommunale und regionale Beschäf-
tigungspolitik mehr zufällig als geplant
verläuft, ist es zu hoffen, daß diese Studie
Eingang in die gewerkschaftliche Praxis
findet, um so die gewerkschaftliche Kom-
munalpolitik zu bündeln. Auf diesem
Wege könnte ihre Durchsetzungskraft er-
höht werden.

Klaus Zühlke,
Hamburg

Lothar Zechling: Streik, Strafrecht, Polizei.
Juristischer Leitfaden für Konflikte mit der
Staatsgewalt, Bund-Verlag, Köln 1986,
195 S., 39,80 DM

Gewerkschaftliche Arbeitsniederle-
gungen sollen den Arbeitgeber treffen.
Dem Arbeitgeber steht seinerseits ein
ganzes Arsenal von Streikabwehrmittehi
zur Verfügung. Arbeitskämpfe können
aber auch ein Problem der „öffentlichen
Ordnung" werden und zwar spätestens
dann, wenn Aktionen über das Werkstor
hinaus stattfinden, wie etwa der geschlos-
sene Anmarsch zu Kundgebungen in der
Innenstadt, die öffentliche Versammlung
auf Straßen und Plätzen, die Information
der Passanten durch die Streikenden.
Konflikte können entstehen, wenn Streik-
brecher versuchen, an den gewerkschaft-
lichen Streikposten vorbei an ihren Ar-
beitsplatz zu gelangen. Die Streikposten
haben dann nämlich die gewerkschaftli-
che Aufgabe, sogenannte „Arbeitswil-
lige" von der Aufnahme der Arbeit abzu-
halten. Häufig genug werden die Streik-
brecher vom Arbeitgeber aufgefordert,
ermuntert oder sogar erst im Verlauf des

Arbeitskampfes gezielt für diesen Zweck
angeworben.

Die aktuellen Auseinandersetzungen
in der Stahlindustrie zeigen, daß gewerk-
schaftliche Protestaktionen ganze Städte
erfassen können und dabei natürlich auch
den öffentlichen Straßenverkehr lahmle-
gen. Wenn Fernfahrer einen Warnstreik
durchführen, ist ohnehin zumindest die
Zu- und Abfahrt zu Autobahnparkplätzen
berührt.

In allen diesen Fällen kann es passie-
ren, daß Polizei und Staatsanwaltschaften
tätig werden, sei es, daß sie von sich aus
eingreifen, sei es, daß sie vom Arbeitge-
ber gerufen werden. Die Streikenden und
die zum Streik aufrufenden Gewerkschaf-
ten haben daher ein großes Interesse
daran, genaue Informationen über die
Rechte der Streikenden zu erhalten.

Natürlich kann es nicht Aufgabe des
vorliegenden Buches sein, eine Strategie
zu entwickeln, die jedes juristisches Ri-
siko ausschaltet. Sich mit der komplizier-
ten Materie „Streik und Polizei" vertraut
zu machen, nicht vor der Justiz zu kapitu-
lieren, andererseits aber auch nicht zu re-
signieren, das ist Anliegen dieses juristi-
schen Leitfadens für Konflikte mit der
Staatsgewalt. Angesprochen sind alle
Streikformen, Verkehrsblockaden, Be-
triebsbesetzungen und Unterstützungsak-
tionen. Die Voraussetzungen für polizeili-
ches Eingreifen sind gründlich abgehan-
delt.

Zechlin kommt zu dem Ergebnis, daß
die Aktionsformen, die üblicherweise ei-
nen Streik ausmachen oder ihn begleiten
keine Straftaten sind, sondern allenfalls
Ordnungswidrigkeiten darstellen kön-
nen. In der Mehrzahl der Fälle liegen die
Voraussetzungen für ein polizeiliches Ein-
schreiten nicht vor, da die Polizei über ei-
nen erheblichen Ermessensspielraum
verfügt. Im Rahmen der Pflicht des Staa-
tes zur Neutralität in Arbeitskämpfen hat
sie zu berücksichtigen, daß die Streiken-
den notwendigerweise und grundsätzlich
gewollt in eine Angreiferrolle gedrängt
sind. So weit wirklich Exzesse vorliegen,
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darf die Polizei nur dann einschreiten,
wenn die soziale Effektivität des Streiks
selbst nicht behindert wird. Der Arbeitge-
ber hat keinen Anspruch auf ein Ein-
schreiten der Polizei.

Dr. Manfred H. Bobke,
Düsseldorf

Däubler, Wolfgang (Hrsg.): Arbeitskampf-
recht, 2. Auflage, Nomos Verlag, Baden-
Baden 1987, 970 S., 138 DM

Der Bereich des Arbeitskampfrechts
hat einen außerordentlich hohen Stellen-
wert erreicht. Das ist eine direkte Wieder-
spiegelung der Zunahme sozialer Kon-
flikte und der Notwendigkeit für Gewerk-
schaften, für Tarifforderungen nicht nur
mit Streik zu drohen, sondern tatsächlich
zu diesem letzten Mittel zu greifen. Insbe-
sondere im Zusammenhang mit der Ar-
beitszeitverkürzung hat es die bekannten
großen Arbeitskämpfe im Bereich der IG
Metall und der IG Druck und Papier im
Jahre 1984 gegeben. Im Gefolge dieser
Arbeitskämpfe, aber auch der vielen an-
deren Auseinandersetzungen in anderen
Organisationsbereichen hat die Frage der
rechtlichen Rahmenbedingungen eine zu-
nehmend große Rolle gespielt. Es mag das
Stichwort „§ 116 AFG" ausreichen: Noch
nie zuvor hat ein einzelner Gesetzespara-
graph in der Geschichte der Bundesrepu-
blik Deutschland eine solche breite ge-
werkschaftliche Widerstandsbewegung
nach sich gezogen. Ebenso hat es unzäh-
lige Gerichtsverfahren wegen beinah al-
ler Einzelaspekte eines Arbeitskampfes
gegeben, die zum Teil noch nicht abge-
schlossen sind, zum Teil als Entschei-
dungskomplexe beim Bundesverfassungs-
gericht liegen. Angesichts dessen ist es au-
ßerordentlich begrüßenswert, wenn das
von Wolfgang Däubler herausgegebene
Handbuch zum Arbeitskampfrecht nun-
mehr bereits nach drei Jahren in einer
zweiten Auflage vorliegt. Diese zweite
Auflage ist von großer Aktualität, sie ist
stark überarbeitet und berücksichtigt alle
jüngsten Rechtsentwicklungen und Fall-
gestaltungen.

Die Autoren des Handbuches stammen
sowohl aus den Bereichen der Wissen-
schaft und Hochschule als auch der Ge-
werkschaften. Damit ist gewährleistet,
daß sich der wissenschaftliche Anspruch
eines solchen Handbuches mit großer
Sachnähe verbindet.

Schwerpunkte der Überarbeitung bil-
den die großen Streitkomplexe der kalten
Aussperrung, der Rechte von Streik-
posten gegenüber Streikbrechern und des
sogenannten politischen Streiks.

Das Handbuch von Däubler enthält
Antworten auf so gut wie alle rechtlichen
Fragen, die im Zusammenhang mit einem
Arbeitskampf auftauchen. Es ist zum un-
verzichtbaren Hilfsmittel für alle gewor-
den, die sich in diesen Fragen orientieren
wollen. Alles zusammen - umfassende In-
formation, Sachnähe, wissenschaftlicher
Anspruch und Aktualität - machen es
zum derzeit führenden Werk in diesem
Bereich.

Prof. Dr. Michael Kittner,
Frankfurt

Lompe, Klaus: Sozialstaat und Krise. Bun-
desrepublikanische Politikmuster der
70er und 80er Jahre, Frankfurt/M (P. Lang
Verlag) 1987, 342 S., ca. 60 DM.

Heinze, Rolf G./Hombach, Bodo/Scherf,
Henning (Hg.): Sozialstaat 2000. Auf dem
Wege zu neuen Grundlagen der sozialen
Sicherung. Ein Diskussionsband, Bonn
(Verlag Neue Gesellschaft) 1987, 282 S„
29,80 DM.

Opielka, Michael/Ostner, Ilona (Hg.):
Umbau des Sozialstaats, Essen (Klartext
Verlag) 1987, 500 S., 28 DM.

Wie komplex der Sozialstaat als
gesamtgesellschaftliches Regulations-
und Interventionssystem strukturiert ist,
wird in der Diskussion um die Krise des
Sozialstaats kaum oder zumindest nicht
explizit formuliert. Von daher ist es not-
wendig und gerade für aktuelle Kontro-
versen wichtig, die Vielfalt der zugrunde-
liegenden Strukturen, Handlungsebenen,
Interventionsmuster  aber auch norma-
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tivem Implikationen zu berücksichtigen,
bevor über die Zukunft oder den Umbau
des Sozialstaats debattiert wird.

Mit der Publikation „Sozialstaat und
Krise" leistet K. Lompe in diesem Zusam-
menhang insofern einen wichtigen Bei-
trag, als er verdeutlichen kann, daß
Sozialstaat beziehungsweise Wohlfahrts-
staat (als eigentlich nicht bedeutungs-
gleiche, in der Literatur aber oft synonym
gebrauchte Begriffe) nur historisch und
unter Berücksichtigung der Interdepen-
denz der konsumtiven Elemente erfaßt
werden können. Die historische Dimen-
sion ist vor allem auch für das Verständnis
aktueller Krisenphämomene relevant,
wenn beispielsweise das in sozialen Kon-
flikten erkämpfte und gewachsene Struk-
turprinzip - das Versicherungssystem -
unter veränderten Rahmenbedingungen
überfordert scheint.

Lompe betrachtet unter Bezugnahme
auf solche aktuellen Probleme (S. 237 ff)
den modernen Wohlfahrtsstaat als re-
formorientierten Interventionismus und
Antwort auf die Weltwirtschaftskrise
1929/32, der seitdem, nicht ohne politi-
sche Kontroversen, ausgebaut wurde. Als
interdependente und konsumtive Ele-
mente gelten dabei die konkurrenzdemo-
kratische und Verbände (auch die der
Arbeiterbewegung) integrierende
Struktur des politischen Systems, die im
sozioökonomischen System dominante
Stellung des Marktprinzips, wobei aller-
dings eine Kopplung mit dem politisch-
administrativen System über dessen glo-
bale und selektive Eingriffs- und Len-
kungsprozesse gegeben ist. Hinzu tritt mit
ganz besonderer Gewichtung die Verant-
wortung des Staates nicht nur für die öko-
nomische Funktionsfähigkeit, sondern
ebenso für den Aufbau und Erhalt
sozialer Wohlfahrt. Die sozialpolitische
Verantwortung des Staates in dieser Kon-
zeption beschränkt sich dabei nicht nur
auf Gefahrenabwehr im Sinne der
Garantie von Minimalstandards sozialer
Sicherheit, sondern umfaßt ebenso die
Gestaltungsaufgabe, die (Um-)Verteilung
materieller wie kultureller Ressourcen.

Wenn formale politische Rechte wirksam
werden sollen, bedarf es der Sicherstel-
lung beziehungsweise des Aufbaus
sozialer Teilhabechancen.

Daß die Sozialstaatlichkeit der Bundes-
republik nichts Statisches ist, sondern
explizit der politischen Gestaltung unter-
liegt, zeigt der Beitrag zur „Politik innerer
Reformen" (S. 17 ff.). Die Verbindung von
Reformpolitik und dem Sozialstaats-
prinzip, das aktuell durch Tendenzen
gesellschaftlicher Polarisierung in die
„Krise" gerät, dient Lompe dazu, die
Mehrdimensionalität dieses Prinzips dar-
zulegen. Denn neben der wohlfahrtsstaat-
lichen Dimension gehören die interven-
tionistische und sozialgestaltende Ebene
ebenso zur Handlungsverpflichtung des
Staates. Somit sind die Sicherstellung
sozialer Schutztatbestände sowie
Struktur- und ordnungspolitische Inter-
ventionen und Verbesserung der Lebens-
bedingungen in der Gesamtgesellschaft
sozialstaatliche Kernbereiche.

In diesem Zusammenhang zeigen die
diversen Beiträge in dieser Publikation zu
den Problemen politischer Steuerung und
Regierbarkeit, zur Rolle der Wissenschaft
in der Politikberatung sowie zu zentralen
gesellschaftlichen Konfliktlösungsmu-
stern (Neokorporatismus), wie komplex
sozialstaatliche Zielfindungsprozesse und
Politikmuster verlaufen sind.

Ein weiterer Beitrag thematisiert die
Risiken und Chancen der ökonomischen,
industriellen Modernisierung. Hier wird
deutlich, daß neue Formen sozialstaatli-
cher Gestaltung notwendig sind, wenn die
Durchsetzung des „technischen Fort-
schritts" mit seinen neuen, gesellschaft-
liche Strukturen nachhaltig beeinflus-
senden Wirkungslinien nicht Gefähr-
dungen des einzelnen und der Gesamtge-
sellschaft nach sich ziehen oder gar ver-
stärken soll. Wenn statt sozialer Integra-
tion und Partizipationserweiterung Aus-
grenzung und Verarmung die gesell-
schaftliche Realität vieler kennzeichnen,
dann droht der Sozialstaat, oder präziser:
zumindest Teile seiner Institutionen, in
die  Krise  zu  geraten.  Diese  Entwick-
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lungen müssen als fundamentalere Kri-
senphänome gelten, viel stärker und aus-
geprägter als die mit den Schlagwörtern
der „Anspruchsüberlastung" und „Finan-
zierungskrise" bezeichneten bisherigen
„Krisenaspekte".

Im Beitrag zur neuen Armut werden
nicht nur Probleme der Armutsdefinition
und -messung sowie des Entstehungskom-
plexes dieser Ausgrenzung neuer Qualität
betrachtet, sondern erstmals auf der Basis
umfangreicher empirischer Forschung
das bisher so nicht sichtbare Ausmaß
dieser Entwicklung beleuchtet. Insge-
samt entsteht auf diese Weise ein diffe-
renziertes Bild des Sozialstaats und der
Entwicklungen und Herausforderungen,
die im Zusammenhang mit seiner Krise
diskutiert werden.

Welche Perspektiven sich im Sozial-
staat bieten, diskutieren Autoren aus
Politik und Wissenschaft in dem von R. G.
Heinze/B. Hombach/H. Scherf herausge-
gebenen Band „Sozialstaat 2000". Bei aller
Unterschiedlichkeit der Beitragsthemen
und Positionen orientieren sich die darge-
botenen Überlegungen insgesamt eher an
der vorhandenen Struktur des Sozial-
staates. Innovative und problemorien-
tierte Verbesserung und Wirkungserwei-
terung werden einem radikaleren
„Umbau", etwa durch Relativierung des
Bezugspunktes Erwerbsarbeit, vorge-
zogen. Das deutsche Modell des Sozial-
staats wird im ersten Themenblock diffe-
renziert analysiert bezüglich so zentraler
Problembereiche wie Funktionsgrenzen
des erwerbsarbeitszentrierten Sozialver-
sicherungsmodells und der Finanzie-
rungs- und Leistungsschwierigkeiten.
Denn wenn der Zugang zum Arbeitsmarkt
für viele versperrt ist und eine wachsende
Anzahl von Erwerbswilligen dauerhaft
ausgegrenzt sind, sind die auf kurzfristige
Kompensation der Erwerbseinkommen
ausgerichteten Sozialversicherungssy-
steme strukturell überfordert. Das Äqui-
valenzprinzip projiziert dann prekäre und
schlecht entlohnte Positionen aus dem
Erwerbssektor in kaum oder gar nicht hin-
längliche materielle Absicherungsgrade,

die dann oftmals mit den materiellen wie
immateriellen Restriktionen dauerhafter
Arbeitslosigkeit und Armut verbunden
sind.

Dieser zentrale, die Verwendung des
Begriffs Krise rechtfertigende Problem-
bereich, Steuerungs- und Effizienzdefizite
im Muster bisherigen sozialstaatlichen
Handelns und auch ungelöste Fragen der
sozial- und vor allem gesellschaftspoliti-
schen Integration von Frauen führen zu
Reformüberlegungen der sozialen Siche-
rung. Sehr differenziert werden diverse
Möglichkeiten wie die Integration von
Grundsicherungselementen in die vor-
handenen Versicherungssysteme disku-
tiert, wobei - endlich einmal - auch
Finanzierungsmöglichkeiten (Wertschöp-
fungssteuer-Modelle) thematisiert wer-
den.

Wie sehr Sozialpolitik als Gesellschafts-
politik gelten muß, zeigt der letzte The-
menblock des Buches, in dem verschie-
dene Vorschläge integrativer und konzep-
tioneller Art präsentiert werden. Ebenso
interessant wie problemangemessen sind
vor allem die Beiträge, die auf eine ver-
stärkte Verzahnung von Arbeits- und
Sozialpolitik, auch auf der regionalen
Handlungsebene, setzen. Hier liegt, wie
andere Arbeiten zeigen, die zentrale
Interventionsrichtung, die in Verbindung
mit Reformen im Sozialsicherungssystem
dem Fortschreiten gesellschaftlicher
Polarisierung und damit der Sozialstaats-
krise entgegenwirken könnte.

Andere Prioriäten und Schlußfolge-
rungen aus den Herausforderungen und
Krisen des Sozialstaats werden in der von
M. Opielka und I. Ostner herausgege-
benen Publikation „Umbau des Sozial-
staats" aufgezeigt. Wachstumskrisen wie
-grenzen, veränderte Wertmuster, quanti-
tative wie qualitative Überlastungen und
die Krise des an Erwerbsarbeit orien-
tierten Sozialstaatsmodells werden eher
im Sinne eines Strukturbruchs im
Gesamtsystem industrieller Produktions-
weise und gesellschaftlicher Verarbei-
tung durch den Sozialstaat gesehen.
Inwieweit   dies   zutrifft,   ob   es   eines
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„Umbaus" bedarf, der allerdings nicht
mit den Modellen konservativer und
besonders liberaler Couleur verwechselt
werden darf, läßt sich kontrovers disku-
tieren, wozu die angeführten „Umbau-
pläne" zum Teil qualifizierten Anlaß
bieten. Einen breiten Raum nehmen ver-
schiedene Vorschläge zu Grundsiche-
rungsmodellen (meist anstelle der bishe-
rigen Sozialversicherungs- und Fürsorge-
institutionen) ein. Eine Intentionsrich-
tung zielt mit Hilfe dieser Modelle, die
„freiwillige Nichtbeteiligung am
Erwerbsleben" ermöglichen sollen, auf
einen Umbau der Industriegesellschaft,
wobei diese Vorschläge teilweise sehr dif-
ferenziert betrachtet (A. Gorz) und der
kritischen Prüfung unterzogen werden,
ob und in welchem Maße sie die restrik-
tiven Partizipationsmöglichkeiten von
Frauen positiv oder negativ verändern.

Die Forderung nach expliziter Berück-
sichtigung polit-ökonomischer Vorausset-
zungen (G. Bäcker/H. Kühn) vor der For-
mulierung von Umbauplänen finden sich
in dieser Publikation ebenso wie Überle-
gungen zur „Ökologisierung des Wirt-
schaftens" (F. Beckenbach), die bezeich-
nenderweise auch nicht ohne eine Bezug-
nahme auf den Sozialstaat und sein Ge-
staltungspotential auskommen. Das be-
sondere Gewicht dieses Buches resultiert
aus der Vielfalt der dargebotenen, oft erst
nur skizzierten Perspektiven der Alterna-
tiven zum bisherigen Modus des Arbei-
tens und Verteilens in der sozialstaatli-
chen Industriegesellschaft. Sowohl verän-
derte Anforderungsstrukturen und Reali-
sierungskontexte in der Sozialpolitik,
Chancen der sozialen Selbsthilfe und Re-
formnotwendigkeiten des Gesundheits-
wesens wie des Lebens im Alter sind hier
thematisiert worden und bieten Ansätze
für kontroverse Auseinandersetzungen
und Anstöße zur Entwicklung von Pro-
blemlösungsstrategien.

Allein dieser kleine Augenblick auf
neuere Literatur zum Thema Sozialstaats-
krise zeigt eine Fülle von möglichen, aber
auch utopischen Gestaltungsrichtungen,
die gesellschaftlich und politisch aufzu-

greifen wären. Der momentanen Passivi-
tät gegenüber einer gesellschaftlichen Po-
larisierung, die primär nach den Vertei-
lungsoptionen des Arbeitsmarktes statt-
findet und zur Zeit vom Sozialstaat nicht
begrenzt oder beseitigt wird, läßt sich bei
einem politischen Rekurs auf die Gestal-
tungsverantwortung des Sozialstaats
durchaus Fundiertes entgegensetzen.

Klaus-Bernhard Roy,
Braunschweig

Widersprüche der Automationsarbeit, Ar-
gument-Verlag, Berlin 1987, 228 S., 24
DM

In diesem Band werden die Untersu-
chungsergebnisse der Projektgruppe Au-
tomation und Qualifikation (PAQ) vorge-
legt. PAQ ist ein interdisziplinäres Pro-
jekt am Psychologischen Institut der
Freien Universität Berlin und an der
Hochschule für Wirtschaft und Politik in
Hamburg unter der Leitung von Frigga
Haug.

Anders als in Skandinavien spielten in
der Bundesrepublik bislang die Ergeb-
nisse der PAQ in der Diskussion über Au-
tomationsarbeit eher eine untergeord-
nete Rolle. Vielmehr ging man hier bis in
die achtziger Jahre weitgehend von der
Polarisierungsthese aus, die eine defen-
sive Haltung zur Automation nach sich
zog. Dagegen forderte die PAQ eine offen-
sive Automationspolitik und lag völlig
quer zur damaligen Hauptströmung der
Diskussion. Mit Kern/Schumanns „Ende
der Arbeitsteilung?" (1984) fiel aber so
manches Tabu der industriesoziologi-
schen Kontroverse. Das läßt darauf hof-
fen, daß nun auch die Ergebnisse der PAQ
nicht länger ignoriert werden.

Im Vordergrund der Untersuchung
stand die subjektive Verarbeitung der
durch Automation veränderten Lebens-
bedingungen der Menschen. Die PAQ be-
zweifelt, daß die Theorie der Trennung
von Hand- und Kopfarbeit für die Analyse
konkreter Arbeitstätigkeit überhaupt
brauchbar ist (S. 38-39), unterstelle sie
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doch in der einen Richtung eine Tendenz
zur Nur-Handarbeit und in der anderen
zur Nur-Kopfarbeit. Dies führe auf der ei-
nen Seite zur Vernachlässigung des Ar-
beitsdenkens der „Handarbeiter" und auf
der anderen zu der empirisch unhaltba-
ren Behauptung, „Kopfarbeit" beherr-
sche und steure die „Handarbeit". Aber-
so PAQ - „kopflos kann man nicht mit den
Händen arbeiten" (S. 174).

Unter Automation versteht die PAQ
„die Ersetzung der informationsverarbei-
tenden Regelungstätigkeit. . . durch Re-
gelkreise" (S. 24). Sie bedeute aber nicht
den einfachen Ersatz menschlicher Ar-
beitskraft, denn ein Programm zur Steue-
rung einer Maschine oder eines Arbeits-
prozesses müsse auf den menschlichen
Eingriff hin konzipiert sein. Damit geht,
folgt man der PAQ, „die Entwicklung (...)
faktisch in Richtung auf die menschen-
arme, nicht die menschenleere Fabrik"
(S.27).

Arbeitsgegenstand im automatischen
Prozeß sei ein komplexes Produktionssy-
stem. Damit würde der Ausschluß der Ar-
beiter vom Produktionswissen in der Ten-
denz kontraproduktiv. Die Grenzen alter
Arbeitsteilung verwischten. Neue Koope-
rationsformen in der Arbeit entstünden.
Der Prozeß der Entkörperlichung der Ar-
beit setze sich fort. Diente Arbeitern theo-
retisches Wissen bisher im wesentlichen
dazu, nachvollziehen zu können, was Inge-
nieure dachten, so habe es jetzt die Funk-
tion, dabei zu helfen, theoriegeleitet Er-
fahrungen zu machen.

Facharbeit dürfte in Zukunft nach Ein-
schätzung der PAQ eher eine Aufwertung
erfahren. Aber ihre Facharbeiteridentität
stiftenden Merkmale würden weitgehend
entfallen. Entkörperlichung von Arbeit
komme aus der Sicht des männlichen
Facharbeiters einerseits ihrer Verweibli-
chung gleich. Andererseits untergrabe
die Entkörperlichung zusammen mit der
Intellektuah'sierung der Facharbeiter-
tätigkeit die identitätsstiftende Intellek-
tuellenverachtung, die es bislang Arbei-
tern ermöglicht habe, die Herrschaft des
Managements zu ertragen. Arbeit, die kei-

nes Kraft- und Körpereinsatzes bedürfe
und keinen konkreten Gegenstand bear-
beite, sei immer als „Nichtarbeit"
empfunden worden. Jetzt müsse nicht nur
verachtete Frauenarbeit, sondern auch
noch verhaßte Kopfarbeit, „Nichtarbeit"
also, verrichtet werden. Der sich einstel-
lende Verlust von Identität führe zum
Rückzug ins „Innere", zum Gefühl der
Vereinzelung, zu Unsicherheit, zu Streß-
erfahrung und somatischen Beschwerden.

Neu und interessant an dieser Veröf-
fentlichung ist die Einschätzung, daß die
Folgen der Automation kulturell unver-
träglich seien und deshalb die Gefahr be-
stünde, mit der Verteidigung alter Identi-
täten und Grenzen die Entfaltung der ge-
sellschaftlichen Entwicklungspotentiale
und Humanisierungsaspekte der neuen
Technik zu verhindern, zumindest sie be-
stimmten gesellschaftlichen Gruppen vor-
zuenthalten.

Aus dieser Einschätzung versucht die
PAQ, zu Konsequenzen für die Gewerk-
schaftspolitik zu kommen. Sie müsse auf
allen gesellschaftlichen Ebenen, auf de-
nen Grenzen verwischen, alte Hierar-
chien aufgelöst werden, neue Arbeitskol-
lektive sich herausbilden, die Trennun-
gen zwischen Frauen- und Männerarbeit
durchlässiger werden usw. in diesen Pro-
zeß forcierend und gestaltend eingreifen.
Eine offensive Politik für Frauen sei erfor-
derlich. Mitbestimmungspohtik müsse
die umfassende Gestaltung der Arbeits-
abläufe einbeziehen. Grundlage all dieser
Politiken sei eine radidale Verkürzung
der Arbeitszeit.

Die PAQ weist in aller Deutlichkeit auf
die strategische Bedeutung von Bildungs-
arbeit für die Zukunft hin. Die Verände-
rungsdynamik, die durch die neuen Tech-
nologien in Gang komme, mache ständi-
ges Weiterlernen zur Tugend. Das gelte
nicht nur für die berufliche Fort- und Wei-
terbildung, sondern zum Beispiel auch für
die politische Bildung. Schließlich ent-
stünde durch diese Dynamik gesell-
schaftspolitischer Gestaltungsbedarf.

Gerd Hurrle/Hinrich Oetjen,
Hattingen
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